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Datum: 03.06.2026 Medium: Tagesspiegel 

Tagesspiegel Autor: Christian Hönicke 

Thema: Jörn Pasternack 

 

Schulplatznot in Pankow wächst weiter 

 

Der Tagesspiegel berichtet über die Entwicklung der Schulplatzsituation in Pankow. Schulstadtrat 

Jörn Pasternack verweist auf laufende Ausbau- und Neubauprojekte. 

 

Lieber Leser, ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir 

kostenpflichtigen Inhalt in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel 

lesen möchten, schließen Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

Online-Quelle: 

https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/platznot-an-grundschulen-in-berlin-pankow-

neue-engpasse-neue-kinderzahlen-diese-viertel-stehen-vor-grossen-umwalzungen-15667904.html 
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https://www.tagesspiegel.de/berlin/bezirke/pankow/platznot-an-grundschulen-in-berlin-pankow-neue-engpasse-neue-kinderzahlen-diese-viertel-stehen-vor-grossen-umwalzungen-15667904.html
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Datum: 06.06.2026 Medium: Die Zeit 

Die Zeit Autor: dpa 

Thema: Dirk Stettner 

 

Großstadt-Probleme 

Prostitution und Drogen in Kurfürstenstraße – Protest 

 
 

Die Anwohner fordern ein Sperrgebiet gegen Straßenprostitution in der Nähe von Kitas, Schulen und 

Seniorenheimen sowie Maßnahmen gegen den Drogenhandel und -konsum in der Öffentlichkeit. 

«Keine Zuhälterei, keine Ausbeutung von Frauen», heißt es weiter.  

 

CDU für Verbot von Straßenprostitution in ganz Berlin 

Auch die Berliner CDU macht sich für ein Verbot von Straßenprostitution stark, und zwar in der 

ganzen Stadt. Damit stößt sie auf Widerspruch bei der Opposition, aber auch beim Koalitionspartner 

SPD. Ihr Wahlprogramm will die CDU am Dienstag beschließen. Darin steht: «Wir wollen das Ende 

der Straßenprostitution in ganz Berlin und werden sie in einem ersten Schritt im Kurfürstenkiez und 

rund um den Nollendorfplatz verbieten.» 

 

Es dürfe nicht länger hingenommen werden, dass ein Berliner Kiezunter Kriminalität, 

Verwahrlosung und massiven Belastungen fürAnwohnerinnen und Anwohner leide. «Die staatliche 

Finanzierung von Verrichtungsboxen oder anderer Infrastruktur für das Geschäft von Zuhältern 

lehnen wir ab.» 

 

Stettner (CDU): Kinder mit Ausbeutung, Sex, Drogen, Gewalt konfrontiert 

CDU-Fraktionschef Dirk Stettner war mit dem Thema Ende Mai an die Öffentlichkeit gegangen: 

«Die Frauen werden unter unfassbaren hygienischen Bedingungen ausgebeutet, Kinder und 

https://www.zeit.de/thema/cdu
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Jugendliche direkt mit gekauftem Sex, Drogen, Gewalt konfrontiert», sagte er der «B.Z.». «Die CDU 

will das nicht.» Sein Fazit: «Wir müssen Straßenstriche in ganz Berlin verbieten.» 

 

SPD: Verbot führt zu Verdrängung 

Den Koalitionspartner von der SPD überzeugt das nicht. «Die CDU macht es sich mit dieser 

Forderung zu einfach. Wer glaubt, Straßenprostitution lasse sich durch ein Verbot lösen, verwechselt 

Symbolpolitik mit wirksamem Gewaltschutz», kritisierte die frauenpolitische Sprecherin der SPD-

Fraktion, Mirjam Golm.  

«Die Realität verschwindet dadurch nicht – sie wird lediglich aus dem öffentlichen Raum verdrängt 

und für Hilfsangebote schwerer erreichbar.» Viele Frauen seien nicht freiwillig in der Prostitution 

tätig und häufig von Armut, Gewalt oder Menschenhandel betroffen, betonte Golm. «Gerade deshalb 

ist Verdrängung der falsche Weg.» Notwendig seien starke Hilfsangebote und echte 

Ausstiegsperspektiven.  

 

Linke: Räume für Sexarbeit bereitstellen 

Die Fraktionsvorsitzende der Linken, Anne Helm, erklärte, soziale Probleme bekämpfe man nicht 

mit dem Polizei- oder Strafrecht. «Neben der verschärften Repression gegenüber den Frauen führt 

das nur zur Verdrängung in anliegende Straßen oder Grünanlagen.» Helm forderte 

Unterstützungsangebote wie «Räume, in denen die Frauen ihrem Gewerbe nachgehen könnten».  

 

Grüne: Situation verbessern 

Für die Grünen teilte die Sprecherin für Gleichstellung, Bahar Haghanipour, auf dpa-Anfrage mit: 

«Sexarbeit ist gesellschaftliche Realität. Daher ist ein Verbot von Sexarbeit keine Lösung.» Die 

Forderung nach einem Sperrbezirk führe nur zur Verlagerung an andere, oftmals unkontrollierte 

Orte. Die Aufgabe müsse sein, die Situation vor Ort zu verbessern - für Nachbarinnen und Nachbarn, 

Sexarbeitende und alle Menschen im Kiez. 

Die Situation im Kurfürstenkiez sei geprägt von Obdachlosigkeit, psychischen Erkrankungen und 

Drogenkonsum. Die Forderung nach einem Sperrbezirk sei falsch. «Der Senat darf die Bezirke Mitte 

und Tempelhof-Schöneberg nicht länger alleine lassen.»  

 

CDU: Innensenatorin kann handeln 

CDU-Fraktionschef Stettner kündigte laut dem «Tagesspiegel»-Newsletter «Checkpoint» an, das 

Verbot solle schnellstmöglich umgesetzt werden, Innensenatorin Iris Spranger (SPD) könne das per 

Rechtsordnung erlassen. Die Senatsinnenverwaltung erklärte daraufhin, dazu sei eine Abstimmung 

mit den Senatsverwaltungen für Gesundheit, Bildung und Soziales nötig.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.zeit.de/thema/drogen
https://www.zeit.de/thema/spd
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Datum: 09.06.2026 Medium: Tagesspiegel 

Tagesspiegel Autor: unbekannter Autor, im Telegramm 

Thema: Lars Bocian 

 

Tagesspiegel Telegramm 

 

Der CDU-Abgeordnete Lars Bocian sorgt sich darum, dass es zu wenig Gastfamilien für 

Austauschschüler in Berlin gibt. 

 

Lieber Leser, ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir 

kostenpflichtigen Inhalt in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel 

lesen möchten, schließen Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-wie-kai-wegner-sein-

politisches-gespur-verlor-15694388.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-wie-kai-wegner-sein-politisches-gespur-verlor-15694388.html
https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-wie-kai-wegner-sein-politisches-gespur-verlor-15694388.html
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Datum: 10.06.2026 Medium: Tagesspiegel 

Tagesspiegel Autor: unbekannter Autor, im Telegramm 

Thema: Lars Bocian 

 

Tagesspiegel Telegramm 

 

Bis Ende des Jahres sollen dann insgesamt 118 „Waste-Watcher“ an Hotspots für Recht und 

Ordnung sorgen (Quelle: AGH-Anfrage von Lars Bocian, CDU). Sauber. 

 

Lieber Leser, ab hier ist der Artikel kostenpflichtig. Wir bitten um Verständnis, dass wir 

kostenpflichtigen Inhalt in unserer Presseschau nicht wiedergeben dürfen. Wenn Sie den Artikel 

lesen möchten, schließen Sie bitte ein Abo ab. Hiermit unterstützen Sie die Journalisten. 

 

https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-berlin-ist-overperformer-

15698701.html 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

https://pardok.parlament-berlin.de/starweb/adis/citat/VT/19/SchrAnfr/S19-26000.pdf
https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-berlin-ist-overperformer-15698701.html
https://www.tagesspiegel.de/checkpoint/der-checkpoint-am-morgen-berlin-ist-overperformer-15698701.html
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Datum: 11.06.2026 Medium: Die Zeit 

Die Zeit Autor: dpa 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

Abgeordnetenhauswahl 

 

Berliner CDU-Fraktion reist zur Klausur in die Pfalz 
 

 

 
Die Abgeordneten der Berliner CDU-Fraktion gehen 100 Tage vor der Wahl zum Landesparlament 

auf Klausur in Rheinland-Pfalz. Auf dem Programm steht die Beratung über mehr als 30 Anträge zu 

Themenbereichen wie Wohnen, Verkehr, Sicherheit, Bildung und Wirtschaft, wie die Fraktion 

mitteilte.  

 

Bei der Tagung im Hunsrück wollen die Christdemokraten unter anderem über ein stadtweites 

Verbot des Straßenstrichs, Sicherheit im ÖPNV, Sauberkeit in Berlin, mehr Neubau und die 

Stärkung des Mieterschutzes sprechen, wie CDU-Fraktionschef Dirk Stettner ankündigte.  

 

Auch Senatsmitglieder reisen mit 

An dem Treffen nehmen den Angaben zufolge auch die CDU-Senatsmitglieder sowie mehrere 

Bundestagsabgeordnete teil. Vorgesehen sei am Samstag auch ein Treffen mit dem neuen CDU-

Ministerpräsidenten von Rheinland-Pfalz, Gordon Schnieder.  

 

Zum Begleitprogramm gehören die Kranzniederlegung am Grab des Berliner Ehrenbürgers und Alt-

Bundeskanzlers Helmut Kohl in Speyer sowie ein Besuch des Hambacher Schlosses, der Wiege der 

deutschen Demokratiebewegung. Abfahrt in Berlin ist am Freitagvormittag, die Rückfahrt ist für 

Sonntagnachmittag vorgesehen. 

https://www.zeit.de/thema/rheinland-pfalz
https://www.zeit.de/thema/berlin
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Datum: 13.06.2026 Medium: Berliner Woche 

Berliner Woche Autor: my 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 13.06.2026 Medium: Berliner Woche 

Berliner Woche Autor: my 

Thema: CDU-Fraktion Pankow 
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Datum: 13.06.2026 Medium: Die Zeit 

Die Zeit Autor: dpa 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

Abgeordnetenhauswahl 

CDU-Fraktion will KI auf Polizeiportal einsetzen 
 

 

 
 

 

Bei anonymen Online-Hinweisen an die Berliner Polizei soll nach einem Vorschlag der CDU-

Fraktion bei der Bearbeitung künftig Künstliche Intelligenz (KI) zum Einsatz kommen. «Die Polizei 

Berlin steht vor der zunehmenden Herausforderung, die immer umfassendere Anzahl an 

Bürgerhinweisen zeitnah zu bewerten und operativ nutzbar zu machen», heißt es in einem Antrag der 

CDU-Abgeordneten an den Senat, den die Fraktion bei ihrer Klausurtagung in Stromberg in 

Rheinland-Pfalz beschlossen hat.  

 

Das bisherige Hinweisgebersystem des Landeskriminalamtes (LKA) soll deshalb modernisiert und 

zu einem KI-gestützten Hinweisbearbeitungs- und Analysesystem weiterentwickelt werden.  

 

Erkenntnisse gehen oft verloren 

Aktuell könnten Hinweise oft wegen der hohen Informationsmengen und begrenzter 

Auswertungsressourcen nicht immer schnell genug bearbeitet und zusammengeführt werden. 

«Dadurch gehen wertvolle Erkenntnisse für die Ermittlungsarbeit verloren», kritisieren die 

Abgeordneten.  

 

«Kriminelle nutzen längst modernste Technologien. Deshalb muss auch unsere Polizei die 

Möglichkeiten von Künstlicher Intelligenz rechtskonform nutzen können, um Berlin sicherer zu 

https://www.zeit.de/thema/polizei
https://www.zeit.de/thema/berlin
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machen», teilte CDU-Fraktionschef Dirk Stettner mit. «Mehr Sicherheit entsteht nicht durch mehr 

Bürokratie, sondern durch bessere Auswertung vorhandener Informationen.» 

Bei der Klausur der Berliner CDU-Fraktion steht die Beratung über mehr als 30 Anträge zu 

Themenbereichen wie Wohnen, Verkehr, Sicherheit, Bildung und Wirtschaft auf dem Programm. 
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Datum: 06/2026 Medium: Bucher Bote 

Bucher Bote Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 06/2026 Medium: Bucher Bote 

Bucher Bote Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 06/2026 Medium: Bucher Bote 

Bucher Bote Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 06/2026 Medium: Bucher Bote 

Bucher Bote Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 06/2026 Medium: Bucher Bote 

Bucher Bote Autor: Kristiane Spitz 

Thema: Johannes Kraft 
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Datum: 14.06.2026 Medium: Die Zeit 

Tagesspiegel Autor: dpa 

Thema: Dirk Stettner 

 

 
 

Die Berliner CDU-Fraktion spricht sich für die Erprobung von Zugangssperren bei der Berliner U-

Bahn aus. „Das langfristige Ziel ist der Aufbau eines durchgängig modernisierten, automatisierten 

und geschlossenen U-Bahn-Systems“, heißt es in einem Antrag an den Senat, den die Abgeordneten 

bei ihrer Klausurtagung in Stromberg (Rheinland-Pfalz) beschlossen haben.  

 

Der Weg zu U-Bahnsteigen soll künftig nur noch über kontrollierte Zugänge möglich sein. „Ein 

geschlossenes U-Bahn-System mit Zugangssperren bietet zahlreiche Vorteile für Fahrgäste, 

Verkehrsbetriebe und die öffentliche Sicherheit“, argumentiert die CDU-Fraktion. „In einem ersten 

Schritt soll das geschlossene System auf den U-Bahn-Linien 5, 7 und 8 eingeführt und erprobt 

werden.“  

 

Später sollen weitere Linien dazukommen 

 

Die Erfahrungen damit sollen dann die Grundlage dafür sein, das Konzept weiterzuentwickeln und 

auf andere Linien auszuweiten. „Wir wollen die Berliner U-Bahn sicherer, sauberer und verlässlicher 

machen. Ein geschlossenes U-Bahn-System mit kontrollierten Zugängen kann dazu beitragen, 

Schwarzfahren zu erschweren, Vandalismus zu reduzieren und das Sicherheitsgefühl der Fahrgäste 

spürbar zu stärken“, sagte CDU-Fraktionsvorsitzender Dirk Stettner der Deutschen Presse-Agentur.  

„Unser Ziel ist eine moderne U-Bahn, die besser gesteuert werden kann, zuverlässiger fährt und 

jeden Tag mehr Vertrauen bei den Berlinerinnen und Berlinern schafft.“ 
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Nach den Vorstellungen der CDU-Fraktion sollen U-Bahnsteige grundsätzlich nur noch mit einem 

gültigen Fahrschein betreten werden können – Fahren ohne Ticket ist dann nicht mehr so leicht 

möglich wie bisher.  

 

„Dadurch steigen die Fahrgeldeinnahmen und es müssen weniger Ressourcen für aufwendige 

Fahrscheinkontrollen eingesetzt werden“, argumentierten die Abgeordneten. „Auch Sauberkeit und 

Ordnung profitieren von einem geschlossenen System.“  

 

Außerdem sei ein geschlossenes System die Grundlage für künftige digitale Tarifmodelle. „Fahrgäste 

können beispielsweise automatisch nach tatsächlich gefahrenen Strecken abrechnen“, argumentieren 

die Parlamentarier, die sich für eine umfassende technologische Modernisierung der Berliner U-Bahn 

aussprechen.  

 

Dabei stehe der Aufbau eines digital unterstützten, vorausschauenden Betriebsmanagements im 

Mittelpunkt. „Dazu zählen insbesondere digitale Überwachungssysteme zur Echtzeitsteuerung von 

Betrieb und Sicherheit, KI-gestützte Analysen von Fahrgastströmen und sicherheitsrelevanten 

Situationen.“ (dpa) 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 



 

19 

Datum: 19.06.2026 Medium: RBB 

rbb 24 Autor: Jonas Ziegler 

Thema: Dirk Stettner 

 

 

 
 

 

Das Berliner Abgeordnetenhaus hat neue gesetzliche Regelungen für Gaststätten sowie die Vergabe 

öffentlicher Aufträge an Unternehmen beschlossen. Künftig dürfen Restaurants, Cafés und Bars in 

sogenannten Ausgehvierteln der Stadt länger draußen bedienen: Sonntag bis Donnerstag bis 23 Uhr, 

Freitag und Samstag bis Mitternacht. 

 

Welche Bereiche der Stadt als "Ausgehviertel" deklariert werden, entscheidet sich im nächsten 

halben Jahr, sagte Wirtschaftssenatorin Franziska Giffey (SPD) dem rbb am Freitag. Mit Beginn des 

nächsten Jahres werde das Gesetz dann in Kraft treten. 

 

Kritik von Anwohnern und Anwohnerinnen, dass mit der Lockerung der Öffnungszeiten deren 

Nachtruhe gestört werde, entgegnete Giffey, die neue Regelung stelle zwar einen 

Vertrauensvorschuss für die Gastronomie dar. Das Recht der Anwohner auf Lärmschutz würden aber 

weiter gelten - und eine Genehmigung könne auch wieder entzogen werden. Es gehe hauptsächlich 

darum, es der Gastronomie leichter zu machen, das Lebensgefühl in der Stadt zu gestalten, so Giffey 

bei radioeins. 

 

Auftragsvergabe neu geregelt 

Darüber hinaus hat das Landesparlament das Vergabegesetz geändert. So dürfen öffentliche Aufträge 

bis zu einer bestimmten Summe demnächst ohne Ausschreibung vergeben werden. Außerdem 
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müssen Unternehmen künftig bei allen öffentlichen Aufträgen bereits ab 1.000 Euro nach Tarif 

zahlen. 

Die Schwellenwerte wurden bei Liefer- und Dienstleistungsaufträgen von 10.000 auf 75.000 Euro 

angehoben, für Bauleistungen sogar von 50.000 auf 500.000 Euro. Damit will die schwarz-rote 

Regierungskoalition die Vergabe öffentlicher Aufträge erleichtern und beschleunigen. Für kleine und 

mittlere Unternehmen soll es so leichter werden, öffentliche Aufträge zu bekommen. 

 

Stettner: Vergaberecht war bisher wirtschaftsfeindlich 

Wirtschaftssenatorin Franziska Giffey (SPD) sagte, die Anhebung der Wertgrenzen sei ein wichtiger 

Schritt - genau wie die Berücksichtigung der Tariftreue. "Starke Wirtschaft und gute Arbeit gehören 

zusammen. Das haben wir mit der Reform des Vergabegesetzes berücksichtigt." 

 

Der CDU-Fraktionsvorsitzende Dirk Stettner kritisierte, das Vergaberecht in Berlin sei bisher das 

wirtschaftsfeindlichste Deutschlands gewesen. Künftig müsse es Unternehmen möglichst leicht 

gemacht werden, öffentliche Aufträge zu bekommen. 

 

Während die Koalitionsfraktionen SPD und CDU die neue Regelung als Bürokratieabbau lobten, gab 

es von Seiten der Opposition auch Kritik: Der Linken-Politiker Damiano Valgolio kritisierte etwa, 

dass die Änderung soziale Vergabekriterien wie den Vergabemindestlohn aushebele. 

 

IHK-Präsident: Gut gemeint nicht gleich gut gemacht 

Kritik gab es auch aus der Wirtschaft: "Die Überarbeitung des Vergabegesetzes ist leider erneut ein 

Beispiel dafür, dass gut gemeint und gut gemacht nicht zwangsläufig dasselbe sind", monierte der 

Präsident der Berliner Industrie- und Handelskammer (IHK), Sebastian Stietzel. 

Mit der verabschiedeten Novelle werde die Situation verschärft - vor allem durch die Absenkung der 

Wertgrenze für die Anwendung der Tarifbindung bei Liefer- und Dienstleistungen von 10.000 auf 

1.000 Euro. "Das wird im Ergebnis 80 Prozent der Berliner Unternehmen faktisch von öffentlichen 

Aufträgen ausschließen", warnte Stietzel. Die Nicht-Tarifbindung sei Ausdruck der kleingewerblich 

und mittelständisch geprägten Berliner Wirtschaftsstruktur, nicht mangelnder Fairness. 

 

 


